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Ber icht von der Frühjahrkonferenz  
der  deutschen Anti-Atom-Bewegung 

Ahaus: 2. – 4. Mai 2008 
 

Bericht: Bernhard Clasen 
 
Mit rund 150 TeilnehmerInnen ist am 4. Mai im westfälischen Ahaus die diesjährige 
Frühjahrskonferenz der deutschen Anti-Atomkraft-Bewegung zu Ende gegangen. Neben 
Umweltschützern aus Schweden, Ungarn, Russland, Frankreich und Finnland waren Akti-
visten aus Gorleben, Morsleben, Hamm, Hamburg, Karlsruhe, Gronau, Jülich, Münster und 
Dresden angereist.  
 
Vladimir Slivjak, Co-Vorsitzender der russischen 
Umweltgruppe „Ecodefense“, gibt sich optimistisch. 
„Vier Jahre haben wir gebraucht, um zwei Eigner der 
Firma Urenco, die die Gronauer Urananreicherungs-
anlage betreibt und jedes Jahre mehrere Transporte 
mit hoch giftigem Uranhexafluorid (UF6) nach Sibirien 
schickt, E.ON und RWE, zu einem Ausstieg aus diesen 
Exporten zu bringen. Noch im letzten Jahr hatte 
man mir auf der Hauptver- sammlung von 
E.ON gesagt, man wüsste nicht, ob und wann man die 
Transporte von UF6 (Uranhexa- fluorid) einstellen 
werde. Und dieses Jahr sagte mir EON Vorstandsvorsitzender Wolf Bernotat, die Transporte 
würden 2009 eingestellt. Wir hoffen sehr, dass diese Zusage auch wirklich eingehalten wird. 
Und wenn dies geschieht, ist das ein großer Erfolg der Anti-Akw-Bewegung und sicherlich 
auf die vielen Aktivitäten von deutscher und russischer Anti-AKW-Bewegung der letzten vier 
Jahre zurückzuführen.“  so Slivjak. 
Die russische Regierung wolle in den nächsten 12 Jahren 38 neue Atomkraftswerksblöcke 
bauen. Zwar werde dieser Plan so nicht umzusetzen sein, aber es sei schon schlimm genug, 
wenn er nur teilweise umgesetzt würde.  
 
Derzeit, so Slivjak, versuche die russische Atomwirtschaft die Akzeptanz der Atomenergie in 
der Bevölkerung dadurch zu erhöhen, dass man verbreiten lasse, deutsche und französische 
Firmen seien mit der Modernisierung der russischen Atomkraftwerke beauftragt. „Und 
deswegen bitten wir unsere Freunde der deutschen und französischen Umweltbewegung, uns 
in Zukunft auch in unserem Einsatz gegen Siemens und Arewa zu unterstützen.“ .  
 
Der aus St. Petersburg angereiste Raschid Alimov von der norwegisch-russischen Umwelt-
organisation „Bellona“  berichtet, dass die St. Petersburger Umweltschützer jedes Mal die 
Ankunft der deutschen Frachtschiffe mit dem giftigen Atommüll mit Protestaktionen 
begrüßten. „Wir protestieren in der Innenstadt von St. Petersburg, vor dem Stadtparlament, 
gegen die deutschen Atommüllimporte. Und wir gehen mit unseren Geigerzählern auf die 
Gleise, wenn die giftige Fracht vom Schiff für den Weitertransport zum Ural und in das ferne 
Sibirien in Züge verladen worden ist.“  so Raschid Alimov. „Bellona“ hat Büros in St. 
Petersburg, Murmansk, Oslo und Brüssel.  
 „Bellona“  mache neben konkreten Protestaktionen viel inhaltliche Arbeit, er selbst betreue 
die russisch-sprachige Internetseite (www.bellona.org).  
1975 habe es im Leningrader Atomkraftwerk eine Katastrophe gegeben, bei der 50 Arbeiter 
verstrahlt worden seien. Und unabhängige Wissenschaftler werten die Zunahme von Down-
Syndrom Geburten in 1976 als direkte Folge der Katastrophe von 1975. Leider seien die 
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konkreten Zahlen unter Verschluss, obwohl schon mehr als 30 Jahre vergangen seien. Die 
Juristen von „Bellona“ kämpften hier für Glasnost der entsprechenden Zahlen.  
Elf Gebiete Russlands seien radioaktiv verstrahlte Katastrophengebiete. In so einer Situation 
von neuen Kraftwerken zu sprechen, wie dies die Regierung tue, sei unverantwortlich, so 
Raschid (siehe auch das Porträt im Anhang). 
 
Und Olga Podosenova aus dem 4000 km von Ahaus 
entfernten Ekaterinburg am Ural, Co-Vorsitzende von 
„Ecodefense“ , berichtet, dass man auch in Ekaterinburg 
am Ural die Züge mit der giftigen Ladung aus 
Deutschland gebührend empfange. „Nur 50 km von 
meiner Stadt Ekaterin- burg entfernt befindet sich die 
geschlossene Stadt Novouralsk, wohin deutscher 
Atommüll transportiert wird. Doch wir haben keine 
Möglichkeit, uns vor Ort ein Bild zu machen, wie der 
Müll gelagert ist. Für mich ist es einfacher, ein 
deutsches Visum zu erhalten, als eine Besuchs-
erlaubnis für die be- nachbarte Stadt Novouralsk“ , so 
Olga Podosenova.  
 
Sie freue sich sehr über die Einladung nach Deutsch-
land, aber schön wäre auch, wenn deutsche Umwelt-
schützer den Umwelt- schutzgruppen um Ekaterinburg 
einen Gegenbesuch abstatten könnten. „Ekaterin-
burg und die Gegend am Ural ist sehr schön. Dort gibt es 
nicht nur Atommüll. Ein Besuch lohnt sich.“ .  
 
Ulla Klötzer von der finnischen Organisation „Frauen gegen Atomkraft" forderte in Ahaus, 
dass EON seine AKW-Baupläne in Finnland aufgibt. Vier neue AKWs sollten in Finnland 
gebaut werden, zwei östlich von Helsinki, zwei an der Westküste zu Schweden.  
 
Und die Bauherren hätten heute schon finanzielle Schwierigkeiten. So kosteten diese 1,5 
Milliarden �  mehr als zunächst veranschlagt gewesen war. Da sich die Fertigstellung 
verzögere, würden nun die Gewerkschaften 3 Milliarden �  einklagen, weil die Bevölkerung 
wegen der Verzögerung nicht rechtzeitig in den Genuss des billigen Atomstroms komme.  
 
Tragisch sei, dass nicht nur neue AKWs geplant würden, sondern auch Uranabbau. Und man 
plane ein neues Endlager, das 2020 den Betrieb aufnehmen solle.  
 
Hier sei die internationale Zusammenarbeit wichtig: Umweltgruppen aus anderen Ländern 
sollten Einwendungen schreiben und gleichzeitig auf die Konzernzentralen Druck machen. 
Schließlich plane die in Deutschland angesiedelte EON finnische AKWs. 
 
Eia Liljegren-Palmaer, die Vizevorsitzende der schwedischen Anti-Atom-Bewegung.  
Mit Barsebäck hatte der Widerstand in den 60er Jahren angefangen.  
Derzeit gibt es in Schweden 10 AKWs. Zwar hatten die Schweden in einer Volksabstimmung 
entschieden, bis 2010 alle AKWs abzuschalten, aber die Regierung hat das Volk betrogen, 
auch nach 2010 werden in Schweden AKWs weiterlaufen.   
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Die Planung des Endlagers ist inzwischen in der 
Schlussphase angelangt, trotzdem wird es noch Jahre 
dauern, bis dieses Endlager in Betrieb sein wird.  
So soll bis 2010 die Antragsfrist beendet sei. Über 
diese werde dann die schwedische Strahlenschutz-
behörde entscheiden. Und je nachdem, wie sie 
entscheide, werde entweder die Atomindustrie 
oder die Umwelt- bewegung beim Umweltgericht 
gegen diese Entschei- dung klagen. All dies könne 
noch bis 2015 dauern. Das wird eine der zeitinten-
sivsten Gerichts- verhandlungen, die es jemals in 
Schweden gegeben hat.  
Und man ist auch auf der Suche nach einem Endlager in Schweden.  
Erfreulich sei, dass die Anti-AKW-Bewegung geradezu phantastisch wachse, jeden Monat 
gingen Beitrittserklärung von 20 bis 30 Personen ein. Man hat jetzt 1200 Mitglieder, hat sich 
in einem Jahr verdoppelt.  
Vattenfall hatte sich in britische AKWs einkaufen wollen, doch die schwedische Regierung 
hatte dies der Firma so erschwert, dass es wohl nicht dazu kommen wird. 
E.ON hat eine schwedische Unterfirma, die sich an schwedischen AKWs beteiligt.  
 
Orsolya Kralik, Greenpeace Ungarn 
In Ungarn ist die Ökologie-Bewegung sehr klein. Man führe eine Anti-Uran-Kampagne 
durch, habe ein Konzept zu alternativen Energien in Ungarn entwickelt.  
In Ungarn gibt es 6 AKWs, 2 davon sind Forschungsreaktoren in Budapest. Ein Drittel der 
Energie kommt von Atomkraftwerken.  
Die Regierung will noch zwei AKWs bauen und die Laufzeit der vier existierenden auf 20 
Jahre verlängern.  
Derzeit baut man ein Endlager.  
Und man will den Uranabbau wieder aufnehmen. Ein 
australisches Konsortium, Wild Horse Energy 
(http://www.wildhorse.com.au), hat ein entsprechendes 
Gebiet von einer Größe von 3700 ha gekauft, und auch 
schon die ersten Bohrungen vorgenommen. Man wolle 
mit einer neuen Technologie, der insitu-recovery, das 
Uran abbauen. Würde das nicht funktionieren, wird man 
auf traditionelle Weise das Uran abbauen.  
Glücklicherweise nimmt die Akzeptanz der Atomenergie 
ab, fängen die Menschen an, sich zu wehren.  
Wichtig sei es, den Schwerpunkt des Kampfes gegen die 
ungarische Atomwirtschaft auf den Kampf gegen den 
Uranabbau zu legen, weil dieser die Voraussetzung für 
die Pläne der Atomwirtschaft sei.  
 
Francis aus dem Wendland berichtet, dass dieses mal 
nicht viele Leute aus dem Wendland nach Ahaus kommen 
konnten. Für November lade man ebenfalls zu einer 
Konferenz nach Gorleben ein.  
 
Udo Buchholz aus Gronau: 
In Gronau sponsert Urenco so ziemlich alles, was sich sponsern ließe, bis auf die Umwelt-
gruppen.  
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2009 sollen die Transporte von Gronau nach Russland gestoppt werden.  
Und wie sieht das Entsorgungskonzept der Urenco aus? Mit der letzten Ausbaugenehmigung 
ist neben dem Ausbau der Anreicherungsanlage auch der Bau für ein Zwischenlager für 60 
Tausend Tonnen geplant worden. Wenn also nicht mehr nach Russland transportiert werden 
darf, wird das Material in Gronau bleiben und/oder nach Frankreich transportiert werden.   
 
Horst Blume aus Hamm  
In Hamm hat sich seit Dezember sehr viel getan. Es wurde klar, dass die gesundheitlichen 
Folgen, die der THTR auf die in seiner Umgebung lebenden Menschen hat, nicht in die 
Kinderkrebsstudie mit einbezogen worden sind. Das hat die Bevölkerung geärgert. Man will 
eine neue Studie. Das Medienecho ist groß. 
Doch in Politik und Wirtschaft wehrt man sich gegen eine neue Studie, die die medizinischen 
Folgen des THTR unter die Lupe nehmen soll. Schließlich wolle man ja diesen THTR ins 
Ausland verkaufen, und da machen sich erhöhte Zahlen von Kinderkrebs in der Umgebung 
nicht gut.  
 
Vertreter der Initiative von Morsleben.  
Derzeit sind dort 22 Tausend Tonnen eingelagert. Wasser tritt ein, in diesem alten Bergwerk 
besteht Einsturzgefahr.  
Diesen Herbst soll die öffentliche Auslegung der Stilllegungsunterlagen erfolgen. Da kann 
sich die Bevölkerung erst mal die Unterlagen ansehen. Ziel des Bundesamtes ist es, den 
Atommüll einfach dort zu belassen.  
 
Morsleben muss zeigen, dass es keine sichere Endlagerung gibt.  
 
Hamburg: 
Die AKW Brunsbüttel und Krümel waren wegen Pannen stillgelegt worden. Im Juni soll 
Brunsbüttel, im August Krümmel, wieder angefahren werden. Das werde man mit einer 
Blockadeaktion stören. 
Man hatte vor den Kundenzentren von Vattenfall demonstriert.  
Man werde anlässlich des dieses Jahr in Hamburg stattfindenden Atomforums Aktionen 
machen.  
 
Dresden: 
Es gab einen Transport von Plutonium auf dem Luftweg von Rossendorf nach Russland.  
 
Peter vom Schacht Konrad 
Der Schacht Konrad wird ausgebaut.  
 
In Ahaus soll es neue Behälter, die sog. „Kokillen“  geben. 2011 soll es neue Transporte 
geben, 150 Behälter sollen in vier Jahren herbeigeschafft werden.  
 
Cecile Lecomte aus Frankreich.  
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Die Anti-AKW-Bewegung in Frankreich stehe 
unter großem Druck der Sicher- heitskräfte. Schon 
mehrmals seien Aktivisten der Bewegung von Poli-
zei oder Inlandsgeheimdienst fest- genommen worden. 
Wichtige Informationen aus dem Bereich der Kern-
energie seien unter Verschluss gehalten, Atom-
transporte seien Staatsgeheimnis. Lehrer hätten den 
Auftrag, die Schüler von der Atomenergie zu be-
geistern.  
Auch gegen Hochspannungs- leitungen werde pro-
testiert. 
Proteste gäbe es gegen den Bau des Fusionsreaktors in der Provence (Kosten: 10 Milliarden 
� ). Am Bau seien neben Frankreich auch Japan, die EU, Deutschland und Russland beteiligt.  
 
Peter  Diehl 
Uranium mining and conversion. 
(siehe auch: wise-uranium.org und sofa-ms.de) 
 
Angesichts der um ein mehrfaches gestiegenen Preise für Uran wird weltweit mehr Uran 
abgebaut, werden alte Uranbergwerke wieder neu in Betrieb genommen. Peru, Tschechien 
und Schweden werden u.a. wieder in den Uranbergbau 
einsteigen. 
 
In Namibia z.B. werde Uran im offenen Tagebau 
abgebaut. Wenn Uranerz 0,1 % Uran enthält, bleiben 
Tailings (nicht zu verwechseln mit den „Tails“ ) als Abfall 
zurück.  
Für diese Tailings werden Depots gebaut, das sind unter 
offenem Himmel angelegte Lager, die aussehen wie 
künstliche Seen. Doch die Dämme dieser künstlichen 
Seen können leicht brechen, sind nicht erdbebensicher, 
Erosion kann ihnen ebenfalls schaden. Im Fergana-Tal in 
Usbekistan ist z.B. mal so ein Damm gebrochen, der 
flüssige Müll wanderte durch das schöne Tal.  
Und wenn ein Teil dieses flüssigen Mülls trocknet, 
entstehen Stäube. Diese giftigen Stäube sind sichtbar, die 
anderen Gefahren der Uranlager sind es nicht.  
 
Die strahlenden Abfälle aus dem Uranabbau haben eine 
Halbwertzeit von 18000 Jahren.  
In Gabun hat die Cogema noch bis 1976 die giftigen Schlämme in den nächsten Fluss 
eingeleitet.  
 
Anschließend sprach die Physikerin Professorin Schmitz-Feuerhake zur Kinderkrebsstudie.  
 
Leukämie bei Atomkraftwerken in Deuschland. 
 
Leukämie ist eine typische Folge von radioaktiver Strahlung. Im Gegensatz zu anderen 
Strahlenfolgen macht sie sich relativ schnell bemerkbar. Dies liegt daran, dass sie ihren 
Ursprung in Änderungen des Knochenmarkes, also dem Blutbildungssystem, hat. Dort 
machen sich mutierte Zellen schneller bemerkbar.  
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Kinder sind besonders empfindlich, je jünger, um so empfindlicher. Und deswegen ist die 
kindliche Leukämie ein Indikator für eine radioaktive Exposition der Bevölkerung.  
 
Bereits in den 60, 70er Jahren warnten einige 
Forscher vor den Gesundheits- schäden, die Strah-
len auf Kinder ausübten. Je früher die Entwicklungs-
stadien, so die Wissenschaftlerin, um so höher die 
Gefährdung. Rosalie Bertell, eine kanadische Nonne 
und Wissenschaftlerin, ist eine der Koryphäen auf 
diesem Gebiet. Behörden und Regierungen hatten 
aber einen Zusammenhang zwischen den Emis-
sionen und Geburtsfehlern bei Säuglingen immer 
abgestritten. Die Dosis sei einfach zu klein, um so 
einen Effekt zu erzeugen, so deren Argumentation.  
Walter Soikar hatte damals in der Nähe des AKW 
Lingen, dem ersten Siedewasserreaktor, einen Zusammenhang zwischen erhöhter Erkrankung 
und niedrigen Strahlendosen festgestellt. Damals hiess es, er habe von Wissenschaft keine 
Ahnung (so u.a. der damalige Staatssekretär Andreas von Schöler).  
1984 sagte der Arzt Dehut, er sehe so eine Korrelation in der Umgebung von Würgassen, 
ebenfalls einem Siedewasserreaktor. Dort sei die Erkrankungsrate bei Kindern und  
Jugendlichen signifikant erhöht. 1984 machte das Leukämiecluster Sellafield einen 
unheimlich Wirbel.  
Doch man weiß eigentlich schon seit den 30er Jahren, dass Strahlung karzinogen ist.  
Da angeblich keine Atomkraftwerke so sicher seien, wie die deutschen, beauftragte man das 
Kinderkrebsregister mit einer Studie über den Zusammenhang zwischen niedriger 
Radioaktivität und Kinderkrebs. Das Kinderkrebsregister war 1980 eingerichtet worden und 
soll alle malignen Erkrankungen bei Kindern registrieren, zunächst in Westdeutschland, dann 
in ganz Deutschland.  
Das Kinderkrebsregister ist ein mit öffentlichen Mitteln gefördertes und an der Universität 
Mainz angesiedeltes Monopolunternehmen. Nur Mitglieder des Mainzer Instituts können über 
die Daten verfügen. Wer also zum Thema Kinderkrebs und Radioaktivität arbeiten will, 
landet automatisch bei dieser Forschungsgruppe.  
1980 - 1990 war der Bezugszeitraum der ersten Studie. Prof. Michaelis war der Leiter dieses 
Instituts. Professorin Blättner war seine Nachfolgerin als Institutsleiterin.  
 
„Täuschung der Bevölkerung“  heißt ein sehr guter Artikel hierzu im „Strahlentelex“ . Die erste 
Studie sollte die Bevölkerung beruhigen und da kam erwartungsgemäß heraus, dass sich im 
Umkreis von 15 km um Atomkraftwerke keine erhöhte Leukämierate feststellen lasse. Sieht 
man sich jedoch das Umfeld in einem Radius von 5 km um ein Kraftwerk an, erkennt man 
eine 3fach erhöhte Rate an kindlicher Leukämie. Dieses Ergebnis sorgte für eine gewisse 
Aufregung. Die Behörden sagten, das habe alles nichts mit den Atomanlagen zu tun, das muss 
ein anderes Zufallseffekt sei, nicht alle Risikofaktoren seien in die Studie einbezogen worden.  
In der Folge wurde diese Studie neu aufgelegt, um eine Ergänzungsstudie für den Zeitraum 
1990 bis 1995 erweitert. Und man kam zu dem Ergebnis, dass man bestätigen könne, dass bei 
Kindern im 15 km-Radius keine erhöhte Errankungsrate feststellbar sei. Außerdem ließe sich 
das alte Ergebnis, die Erkrankungsrate sei im 5-km-Radius erhöht, widerlegen. Der 
Wissenschaftler Alfred Körblein hatte sich die Daten genauer angesehen und anschließend 
erklärt, bei der Neuauflage der Untersuchung sei die statistische Auslegemethode abgeändert 
worden. Der Vertrauensbereich, so Körblein, habe sich verändert. Die Erhöhung erscheine 
zwar nicht signifikant, doch inhaltlich habe sich an den Zahlen nichts geändert.  
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Im Zuge dieser Debatten und der Debatten um das auffällige Leukämiecluster um Krümmel 
hat die IPPNW so viel Druck gemacht, dass sich das Bundesamt für Strahlenschutz, das dem 
BMU unterstellt ist, entschloss, eine weitere Studie machen zu lassen. Und dieses Mal sollte 
es eine Fallstudie sein, die genauere Aussagen mache als eine Kohortenstudie. 
Um das für die Umweltschützer verdaulich zu machen, wurde ein wissenschaftlicher Beirat 
beigefügt, dem auch Alfred Körblein angehörte.  
Eigentlich sollte die Studie früher fertig sein. Doch dann drucksten die Autoren herum, waren 
nicht erfreut über die Ergebnisse. Sie haben dann im letzten Jahr die Ergebnisse erst mal in 
zwei wissenschaftlichen Zeitungen veröffentlicht und ihre Bewertung beigelegt. Und diese 
besagt, dass es einen Zusammenhang gibt zwischen Wohnort und Leukämierisiko. Doch die 
Ursache hierfür sei nicht radioaktive Strahlung. Dabei hat die Studie gezeigt, dass ein klarer 
Zusammenhang zwischen Abstand vom AKW und dem gesundheitlichen Risiko.  
Es rief Protest hervor, dass die Autoren das Ergebnis heruntergespielt haben, weil man „nur“  
29 zusätzliche Krebsfälle, davon 20 Leukämiefälle bei Kindern, gefunden habe. Und das sei 
ja nicht so dramatisch, sei auch noch lange kein Grund, gegen Kernenergie zu sein, 
schließlich gebe es ja auch im Straßenverkehr Tote.  
Ist diese Zahl nun eine Katastrophe oder nicht? Die 
eigentliche Katastrophe besteht darin, dass 
offensichtlich das Konzept der Überwachung und 
Kontrolle gar nicht stimmt. Wenn die Grenzwerte 
eingehalten werden, so hat man uns doch versprochen, 
könne man keine erkennbaren Gesundheitsschäden 
finden. Und sie haben gesagt, die Grenzwerte seien so 
klein, da sei garantiert, dass wir mit den Kontrollen 
immer auf der sicheren Seite seien. Die Autoren der 
Studie sagen, die Verdoppelungs- dosis betrüge zwei 
Sievert. Aber das ist eine astro- nomisch hohe Dosis, 
die ist nicht bekannt aus der Strahlenmedizin.  
Man hat nicht bedacht, dass es vier Möglichkeiten gibt, kindliche Leukämie zu erzeugen: 1. 
bei dem Kind selbst (nur diese Variante ist berücksichtigt). 2. kann das Kind schon im 
Mutterleib in utero bestrahlt werden,  es kann 3. genetisch über den Vater bestrahlt werden 
und 4. genetisch über die Mutter. Wenn die Eltern vor der Zeugung bestrahlt werden, gibt es 
Mutationen ihrer Keimzellen, was bei den später gezeugten Kindern zu Leukämie führen 
kann. Martin Gagner hat auf diese Zusammenhänge v.a. bei Sellafield hingewiesen. Damals 
meinte die Fachwelt, das könne ja nicht sein. Aber wenn man in der Literatur nachliest, weiß 
man aus Tierversuchen, dass das ein realistischer Effekt ist, der auch bei niederer Dosis 
auftritt, statistisch bemerkbar ist.  
Diese vier Wege der Strahlung zeigen, dass schon einige Millisievert eine Verdoppelung des 
Risikos ermöglichen.  
Das ist die erste Verharmlosung, die in dieser Studie steckt.  
Das Mainzer Kinderkrebsregister verfolgt eine üble Politik, teilt nicht nur wertneutral seine 
Ergebnisse mit.  
Sie selber habe mit ihrer Arbeitsgruppe bei drei Leukämieerhöhungsuntersuchungen 
mitgearbeitet. Einer der Orte mit erhöhter Leukämie war Sittensen. In den 80 Jahren war dort 
eine Leukämiehäufung, die zuerst einem Lehrer aufgefallen war. Es wurde eine Kommission 
eingerichtet, das Mainzer Kinderkrebsregister befasste sich damit und bestätigte eine 
Erhöhung um den Faktor 7.  
Es entstand der Begriff der „Nestertheorie“ . Damit erklärt man sich den Umstand, dass es in 
ganz Niedersachsen einige wenige Orte gebe, die aus der Statistik rausfallen. Und auffällig 
erhöht sind die Werte in der Elbmarsch und bei Sittensen. Die Untersuchungskommission 
stellte fest, dass in Sittensen in der Vergangenheit besonders häufig geröntgt worden ist und 
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zwar in einer ganz bestimmten Praxis. Diese Praxis war für ihre häufigen 
Röntgenuntersuchungen berüchtigt. Man ging der Sache nach und das Mainzer Kinder-
krebsregister stellte fest, dass tatsächlich in Niedersachen der größte Risikofaktor dia-
gnostisches Röntgen ist. In einer Fallkontrollstudie stellte sich heraus, dass gerade bei Nah-
kontrollen geröntgt wurde.  
In Sittensen gibt es ein röntgenbedingtes Leukämiecluster. Die Kinder wurden oft 10 mal 
geröntgt, viele Menschen wurden wegen Hüftproblemen sofort geröntgt. Gleichzeitig war die 
Qualität der Röntgenuntersuchungen dort besonders schlecht, Mädchen wurden gar alle halbe 
Jahre geröntgt.  
Nachdem man dies erkannt und Maßnahmen getroffen hatte, ließen die Leukämie-Fälle nach. 
Und irgendwann schlief auch die BI ein.  
 
Noch auffallend in der Niedersachsen-Studie ist, dass alle elf Gesamtgemeinden mit erhöhten 
Werten über dem bundesrepublikanischen Durchschnitt in der Nähe von AKWs liegen.  
 
Der Widerspruch zwischen dem Effekt und den sehr geringen Dosiswerten kann folgende 
Gründe haben.  

1. Unkontrollierte Emissionen 
2. Die Bevölkerungsdosis wird nicht gemessen, sondern über Modellrechnung bestimmt. 
3. Die Dosisfaktoren bei Radioaktivität im Körper sind unsicher. 
4. Für die Wirkung der Radioaktivität im Embryo, Fötus und Kleinkind gibt es keine 

Referenz 
Offensichtlich gibt es Emissionen, die nicht hätten sein dürfen.  
Die Grenzwerte sind 30 Millisievert und damit sehr niedrig. Die Geräte sind so eingestellt, 
dass man sagen kann, wenn man etwas misst, dann ist das schon zu viel.  
 
Die int. Strahlenschutzkommission hat Dosenrichtlinien herausgegeben.  
Diese Dosisfaktoren sind anhand von Modellierung mit sehr vielen Parametern entstanden, 
die Vertrauensbereiche sind unbekannt.  
Besonders unbekannt sind diese Vertrauensbereiche im vorgeburtlichen Stadium.  
 
Das Bundesamt für Strahlenschutz sagt, dass man nur über die Emissionen aus dem 
Schornstein die Belastung feststellen könne.  
Seit 15 Jahren gibt es große Debatten über Dosenfaktoren. Das kann bis zum Faktor tausend 
falsch sein.  
 
Amtlich vorgeschriebene Vorgehensweise zur Einhaltung des Grenzwertes 
 
0,3 mSv pro Jahr über die Luft 
0,3 mSv  pro Jahr über das Wasser 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung der Dosis: § 47 StrlSchV. 
 
Man sagt, immer dann, wenn der Betreiber maximal die oben angeführte Summe von 
Msievert einhält, wird der Grenzwert eingehalten.  
Der Betreiber ist der einzige, der kontinuierlich und nuklidspezifisch misst, was abgegeben 
wird.  
Seine Überprüfungen sind Stichproben.  
Die Rechnung hängt ab von der Verlässlichkeit der Betreiberangaben. 
Die Unsicherheiten summieren sich mit der Unsicherheit der Modellierungsverfahren.  
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Zur Leukämiehäufung beim AKW Krümmel. Anfang der 90er Jahre war klar geworden, dass 
gerade gegenüber der kerntechnischen Anlage Leukämiefälle bei Geesthacht auftraten. 
 
Dort überlappen sich die Kontaminationsgebiete, 
weil da in der Nähe des Kraftwerkes auch zwei 
Atomforschungszentren betrieben wurden. Da ist 
eine dreifache, signifikante Erhöhung.  
 
Töpfer hatte die Erhöhung auch zugegeben, gleich-
zeitig aber auch gesagt, dass kein Zusammenhang zum 
AKW bestehe. Vielmehr sei das ganze eine Virus-
erkrankung, wie er von der Strahlenschutzkommission 
erfahren habe.  
 
Das Ergebnis der Kommissionsarbeit lässt 
sich so zusammenfassen: die Sittensen – Kommission 
hatte keinen eigenen Abschlussbericht vorgelegt, 
sie durfte in der Nieder- sachsenkommission mit-
arbeiten.  
Die Arbeit in der Kommission war sehr 
schwierig, weil die kritischen Wissenschaftler 
sagten, man wolle der Radioaktivitätsthese 
nachgehen, die Behörden hatten sich jedoch auf den Standpunkt gestellt, es sei nicht korrekt, 
nach Radioaktivität auch nur zu fragen. 
 
Verlauf der Leukämie-Erkrankungen. 
 
Je jünger die Kinder sind, umso kürzer ist die Latenzzeit. 
 
Man habe sich gut überlegt, wie man der Radioaktivitätsthese nachgehen wolle. Mit 
Fragebögen hatte man alle bekannten Risikofaktoren für Leukämie abgefragt.  
 
1993 wusste man, dass die Bevölkerung mit Alpha-Strahlen verstrahlt worden ist. Und man 
wusste, so die Referentin, dass diese Strahlung aus dem Jahr 1986 stammte.  
 
Im September 1986 war eine radioaktive Wolke auf dem Gelände des AKW gewesen.  
 
Leider hat man über diesen Unfall/Vorfall vom September 1986 kaum Daten. Und wenn der 
Vorfall aus dem militärischen Graubereich kommt, kann es sein, dass man da auch 30 Jahre 
danach nicht mehr an die Daten herankomme. Vielleicht wurde da schon im dritten Reich zu 
Atomwaffen geforscht.  
 
Wer hat Zugang zu den Daten des Krebsregisters? 
Die Daten kommen von allen Kliniken und Praxen. Zwar ist die Weitergabe an das 
Krebsregister freiwillig, aber dort ist man der Auffassung, dass die Daten von guter Qualität 
seien.  
 
Als einzelner Bürger hat man überhaupt keine Möglichkeit, an diese Daten zu kommen. Aber 
eine Behörde, z.B. eine Stadtverwaltung, könne das Krebsregister bitten, ihr die Daten zu 
geben. Wenn also z.B. die Stadtverwaltung Ahaus derartige Daten beantragen würde, würde 
sie zwar gefilterte Daten, aber durchaus aussagekräftige Daten erhalten.  

 
 

Matthias Eickhoff, Münster 
Photo: bc 
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Regine Richter : 
Wer finanzier t die Atomenergie, welche Banken beteiligen sich an der Finanzierung? 
 
Wir als Verbraucher haben Macht, müssen uns unserer Möglichkeiten bewusst werden.  
 
Die Finanzierungsmechanismen erklärt Regine Richter am Beispiel des AKW Belene in 
Bulgarien.  
Dort hatte man in den 80er Jahren in einem Erdbebengebiet ein Atomkraftwerk geplant.  
2002 holte man diese Pläne wieder aus den Schubladen hervor.  
Und 2006 konnte man in bulgarischen Zeitungen lesen, dass Deutsche Bank, 
Hypovereinsbank und Commerzbank Finanzierungszusagen gemacht hätten.  
2006 waren noch keine Verträge unterschrieben. Deswegen war 2006 ein guter Zeitpunkt, das 
zu verhindern. Auf Aktionärsversammlungen und mit Aktionswochen habe man zwei Banken 
überzeugen können, von ihren Finanzierungsvorhaben zurückzutreten. Und in einem Domino-
effekt haben auch andere Banken eine Finanzierung abgelehnt.  
Doch es fand sich eine andere Bank, die italienische BNP Paribas. Zwar habe man mit der 
BNP Paribas Gespräche geführt, dort sei man jedoch nicht ehrlich zur Umweltbewegung 
gewesen. 
Es kam zum direkten Konflikt mit dieser Bank.  
 
Nach dem Rückzug der deutschen Banken zeichnete sich ab, dass statt dessen 
Energieversorger in die Finanzierungsbresche springen werden. So sollen 49% der 
Betreibergesellschaft von einer anderen Firma übernommen werden, entweder RWE, Eon, ein 
italienischer oder ein tschechischer Energieversorger. Und seit einem Monat sieht es so aus, 
dass RWE einer der aussichtsreichsten Bewerber im Rennen ist. RWE hat schon angekündigt, 
dass man bei Vertragsunterzeichnung 400 Millionen �  zur Verfügung stellen werde. 
Insgesamt solle der Investor zwei Milliarden �  zur Verfügung stellen 
 
Bei den Hauptversammlungen versuche man immer wieder, den kleinen Anlegern, die bei 
diesen Energieversorgern sind, deutlich zu machen, was für eine Firma es ist, von der sie 
Aktien haben.  
 
Hier zeige sich, wie wichtig es sei, die Menschen zu überzeugen, ihren Stromanbieter zu 
wechseln, RWE zu verlassen.  
 
Die Euratom-Verträge sind Teil der römischen Verträge, gehören zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Union. Diese Euratom-Verträge wurden nur zur Förderung der 
Atomindustrie gemacht. Und aus dem Euratom-Topf will die bulgarische Regierung Geld.  
Hier hat jedoch auch der Europarat (oder die Europäische Union? Bc) noch ein Wort 
mitzureden, da dieser bei Beträgen von mehr als 200 Millionen sein OK geben muss. Doch 
bei den zu erwartenden Kosten von vier Milliarden �  für Belene fragt sich, wo das restliche 
Geld herkommen soll. Möglicherweise können letztendlich die Kosten 7 Milliarden betragen. 
Hier wird vielleicht die Europäische Investitionsbank (EIB) Geld geben. Diese hatte auch der 
Urenco in Großbritannien Geld gegeben.  
Deswegen ist öffentlich auf die Rolle der EIB aufmerksam zu machen. Dieses Jahr wird diese 
Bank 50 Jahre alt. Ein „Happy Birthday“  könnte man mit atomkritischen Erklärungen 
verbinden.  
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Die Finanzierung ist die Achillesferse der Atomindustrie. Hier müssen wir die Befürchtungen 
von Banken und EVU, derartige Engagements könnten ein Reputationsrisiko darstellen, 
betärken.  
 
Erschwerend für die Atomwirtschaft ist, dass die Preise für Kraftwerke explodiert sind. Der 
fünfte Block des Kohlekraftwerkes Herne war mit 960 Millionen geplant. Inzwischen geht 
man von mindestens 1,6 Milliarden aus.  
 
Ein in Finnland geplantes Kraftwerk war mit 3,1 Milliarden �  angesetzt worden. Inzwischen 
heißt es aber, dass es 4,5 Milliarden �  kosten wird.  
Diese Kostenexplosionen sind für uns eine gute Nachricht, können wir doch darauf 
hinweisen, dass die Versprechen von Festpreisen leere Versprechen sind.  
 
Arbeit in neun Arbeitsgruppen:  

- sofortiger Ausstieg 
- Endlager (Hier sehen wir eine Entwicklung, die Endlager zu internationalisieren, in 

der EU haben 21 Länder Interesse an gemeinsamen Endlagern)  
- Atomtransporte; Urananreicherung (was ist, wenn Russland 2009 nicht mehr von 

Gronau importiert?) 
- Atomkonzerne  
- inter. Vernetzung  
- militärische Dimension (Depleted Uranium, Proliferation)  
- Gesundheit (z.B. die Bedeutung der Kinderkrebsstudie) 
- Klimaschutz und / oder Atompolitik  

 
 
Arbeitsgruppen „Sofortiger Ausstieg“  
Gesellschaft sieht weniger auf uns. Wir müssen unsere Pressearbeit verbessern, wir brauchen 
eine gemeinsame Internetseite. 
Die Castror-Transporte waren unsere wichtigsten Kristallisationspunkte.  
Dieses Jahr gibt es keine Castor-Transporte mehr. Wir sollten auch wieder mehr vor AKWs 
selbst demonstrieren, die Stromwechselkampagne mehr propagieren.  
 
Arbeitsgruppe Multinationale Endlager 
Mindestens 17 europäische Länder wollen eine gemeinsame Endlagerung, 21 Länder arbeiten 
an dem Projekt einer gemeinsamen Endlagerung.  
Diese „Endlager“  sind aber nur für 100 bis 300 Jahre ausgelegt.  
 
Ein Teilnehmer der Bürgeraktion zum „Endlager“  Asse berichtet, dass man inzwischen eine 
Kommission eingerichtet habe. In dieser seien vertreten: drei Ministerien, Bundes- und 
Niedersächsisches Umweltministerium, der Landrat, sein Stellvertreter, die umweltpolitischen 
Sprecher der vier Kreistagsfraktionen. Auch Nabu und BUND seien vertreten.  
 
Man habe drei unabhängige Experten benennen können, für die das Ministerium schon 
100.000 Euro bezahlt habe. Doch bis heute haben diese Experten noch kein Papier erhalten.  
Es gibt Beteiligungsmöglichkeiten, für Bürger und Initiativen. Diese müssen sie aber auch 
nutzen.  
 
AG Atomtransporte 
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100.000 Tonnen Müll sind inzwischen von Deutschland nach Russland transportiert worden. 
Man arbeite verstärkt an den Transporten nach Russland, aber auch die Transporte zur UAA 
aus Frankreich sollten ins Visier genommen werden.  
Man sollte eine Liste der Transporte erarbeiten. Wir rennen den Transporten hinterher.  
Man wird Städte, die an der Route von Atomtransporten liegen, anfragen, was sie im Falle 
eines Unfalls zu unternehmen gedenken.  
Immer mehr Transporte finden per Lastwagen statt. Diese Transporte sind gefährlicher und 
lassen sich weniger gut beobachten.  
 
Arbeitsgruppe Atomkonzerne 
 
Was kann man tun gegen die ganz großen Konzerne?  
 

- Wechsel zum Anbieter von Ökostrom  
- Wechsel zu einem anderen Gasanbieter 
- Wechsel zu einer anderen Bank 
- Rekommunalisierungkampagne.  
- Bürgerbegehren gegen Neubau anderer Projekte dieser Konzerne.  
- Mehr einmischen in Parteipolitik, bei Wahlen Empfehlungen abgeben.  
- Viele wissen nicht, dass E.ON und Vattenfall in Stadtwerken mit drinnen stecken. 

====> dies ist zu thematisieren 
- Ende Mai findet das Atomforum in Hamburg statt – wir kommen nach Hamburg.  
- Vor der Bundestagswahl findet eine zentrale Demonstration statt.  
- Prozesse führen. 

 
Ich selber war in der Arbeitsgruppe „ Internationale Vernetzung“  
Die Erwartungen der TeilnehmerInnen: 
 
Erwartungen: 
Man sollte die Vorbereitung der Braunschweig-Konferenz im September international 
diskutieren und die Transporte von Gronau über Rotterdam, St. Petersburg und Ekaterinburg 
besser begleiten. Inzwischen hat sogar EON-Chef Bernotat gesagt, dass die Transporte nur 
noch bis 2009 gingen. Unsere Aufgabe ist es, gemeinsam und auf internationaler Ebene 
darüber zu wachen, dass dies auch so bleibt. Wir haben bei den Russland-Transporten 
erreicht, dass sie nicht mehr geheim gehalten werden können.  
Was ist, wenn die Züge nicht mehr nach Russland fahren? Wir sollten untersuchen, ob dann 
nicht ersatzweise Transporte in andere Richtungen, wie z.B. Frankreich, gehen werden.  
 
Die internationale Zusammenarbeit ist sehr wichtig: wenn die französische Anti-AKW-
Bewegung zeigen kann, dass ein Bus mit deutschen AKW-Gegnern kommt, um an einer 
Demonstration teilzunehmen, wertet dies die französische Bewegung auf. Die russische 
Bewegung wird durch die Zusammenarbeit mit der deutschen Umweltbewegung aufgewertet, 
das gleiche gilt im Umkehrschluss auch für die deutsche Umweltbewegung.  
 

Die Zusammenarbeit mit den russischen Umweltgruppen klappt sehr gut. Deswegen können 
wir die Atomtransporte nach Russland gut beobachten. Aber wir müssen auch andere 
Transporte, z.B. die französischen Transporte beobachten, hier unsere Kontakte intensivieren. 
Informationen über Transporte erhalten wir nur, wenn wir die notwendigen Kontakte auch 
haben. Also müssen wir den Informationsaustausch auf internationaler Ebene intensivieren. 
Gut wäre eine zentrale Infostelle zu den Urantransporten.  
 



 13 

Wer in Finnland etwas gegen ein Kraftwerk machen will, braucht Informationen der 
französischen Umweltbewegung über das französische Unternehmen Areva und 
Informationen der deutschen Umweltbewegung über EON.  
In konkreten Fragen, wie z.B. der Visafrage, müssen wir uns gegenseitig unterstützen.  
Internationale Konferenzen sollten an Orten stattfinden, wo man ganz besonders der 
internationalen Kooperation bedarf, wie z.B. Russland.  
 
Gut wäre auch, wenn ein Protest vor der deutschen Botschaft in z.B. Russland wiederholt 
werden würde, an dem sich auch deutsche Umweltschützer beteiligen. So was hat es schon 
mal in 2006 in Moskau gegeben.  
Ein internationales Camp wäre eine gute Idee.  
 
Die uns wichtigen Informationen sollten gut gesammelt und leicht zugänglich sein.  
Ein Informationszentrum, das die Bürgerinitiativen bedient, wäre gut. Dies könnte auch eine 
Kontaktstelle sein, die für ein halbes Jahr für das internationale networking zuständig ist und 
anschließend diese Aufgabe in ein anderes Land rotieren lässt.  
 
Ein Teilnehmer aus Russland meint, man sollte sich mehr auf spezielle Kampagnen 
konzentrieren und nicht den Anspruch haben, alle ökologischen Themen und Kampagnen 
bearbeiten zu müssen. 
 
Wir haben eigentlich genug Information. Information gibt es genug, aber wir sollten mehr 
koordinieren. Am besten lässt sich etwas koordinieren, wenn es nicht eine allgemeine 
Koordination, sondern eine auf ein konkretes Datum/eine konkrete Aktion bezogene 
Koordination ist.  
 
Nicht immer wird alles gemacht, was auf Konferenzen beschlossen  wird. So sollte 
Koordination auch bedeuten, dass kontrolliert wird, ob Beschlüsse eingehalten werden.  
 
Länderspezifische Bedürfnisse: 
Ein Teilnehmer aus Russland meint, dass es sinnvoll wäre, in Russland zu sehen, dass auch 
evangelische Christen gegen Atomenergie sind. Dazu wäre es gut, wenn mal ein Pastor nach 
Russland kommt und von seiner Arbeit gegen Atomenergie berichtet. Gerade in der Arbeit für 
die Opfer von Tschernobyl gibt es viele evangelische Christen, die man ansprechen könnte. In 
Russland wiederum sind Moslems in bestimmten Gebieten, z.B. Tscheljabinsk, aktiv gegen 
Atomenergie. Ein Besuch eines aktiven Moslems aus Russland könnte in Deutschland 
lebenden Moslems zeigen, dass der Widerstand gegen Atomenergie unter russischen Moslems 
sehr verbreitet ist. Interessant sei, dass einige deutsche Schlagersänger gegen AKWs sind, was 
in Russland so nicht vorstellbar ist. Eine Fahrt eines bekannten deutschen Sängers und AKW-
Gegners nach Russland wäre eine gute Sache.  
 
Am 20. September soll europaweit ein “Uranium Action Day”  stattfinden.  
 
Was brauchen wir: 

- gemeinsamen Terminkalender unserer Aktionen 
- Übersetzerteams (englisch ist für viele Menschen eine Barriere) 
- Spezielle Mailinglisten (bereits jetzt haben gute Mailinglisten Sofa, Cecile Lecomte)  
- Networking-Büro 
- Eine Internetseite, wo, ähnlich wie bei Wikipeda, aktuell Änderungen vorgenommen 

werden können. Uranium-action-day.info könnte eine Adresse sein. 
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Beschlüsse  
- Raschid Alimow und Cecil Lecomte werden den Aufruf für den Action Day schreiben.  
- Falk Beyer macht die technische Seite der Home Page für den 20. September 

(Falk@greenKids.de) 
 
Termine:  

- 23-28. Juni 2008. Anti nuclear festival in Finnland.  
- 12. Juli. Demonstration in Paris gegen den EPR-Reaktor. Frankreich wird zu diesem 

Zeitpunkt den Vorsitz der Europäischen Union innehaben. Am Tag vor der 
Demonstration will man mit internationalen Gästen diskutieren. Möglicherweise fährt 
ein Bus aus Deutschland hin. Anmeldung an: buero@bi-luechow-dannenberg.de  

- 4. – 9. August. Aktionstage in Frankreich 
- 20. September: europaweiter Aktionstag zu Uran. 

 
 
Arbeitsgruppe Gesundheit 
 
Man muss die Kinderkrebsstatistik neu bewerten.  
In Krümmel waren es Alpha Strahlen. Normalerweise messen die aber Gamma strahlen.  
Tritium-Messungen sind notwendig.  
 
Die Trinkwasserversorgung muss man ändern. Weil Wasserfirmen und Atomfirmen oft 
identisch sind, ist es schwer, verlässliche Werte über die Tritium-Verseuchung des Wassers 
zu erhalten.  
Eltern, die wegen der gesundheitlichen Folgen der Radioaktivität klagen, sollten unsere 
(finanzielle) Unterstützung erhalten.  
Wir sollten einen Flyer zu niedrigen Strahlendosen herausgeben. 
 
Arbeitsgruppe Atomkraft und Klima 
Es gibt eine gute Broschüre von Greenpeace und Robin Wood darüber, dass der Kampf gegen 
Atomenergie und für ein gutes Klima kein Widerspruch ist.  
 
Privater Verzicht, Abkehr vom Glauben an das Wirtschaftswachsstum, Hilfe für Flüchtlinge, 
die vor der Klimakatastrophe fliehen, sind wichtig.  
In Hamburg wird es ein „Klima-Camp“ geben. Bei diesem Klimacamp sollten wir den 
Hamburger Hafen in den Blickpunkt rücken.  
 
 
ABSCHLUSSPLENUM  
Was sind unsere mittelfristigen (= bis Spätherbst) Ziele?  
Im September ist die Herbstkonferenz der Anti-AKW-Bewegung in Braunschweig.  
Das nächste, was ansteht, ist das Atomforum in Hamburg, am 26. 27. Mai. 
 
Am 12. Juli wollen wir einen Bus zur Demonstration in Paris chartern.  
 
Das Wiederanfahren von Krümmel und Brunsbüpttel ist zu verhindern.  
Der nächste Castortransport wird im November im Wendland erwartet. 
 
Am 20. September ist der europäische Aktionstag-Uran. Gleichzeitig wird am 20. September 
das europäische Sozialforum in Malmö stattfinden. Die deutsche Friedensbewegung 
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mobilisiert ebenfalls – wahrscheinlich – für den 20. September zu einer Demonstration gegen 
die Verlängerung des Afghanistan-Mandats der Bundeswehr.  
Diese am 20. September stattfindenden Veranstaltungen sollten wir nicht als konkurrierende 
Veranstaltungen begreifen. Vielmehr sollten wir rechtzeitig in Kontakt mit den jeweiligen 
Veranstaltern treten und sie bitten, unser Thema in ihre Veranstaltung mit einzubinden (z.B. 
mit einem Redner der Anti-AKW-Bewegung).  
 
Die Hamburger laden die Bewegung nach Hamburg ein, um parallel zum dort stattfindenden 
Atomforum Aktionen zu machen.  
In Dresden werden an der Universität Atom-Wissenschaftler ausgebildet. Wir sollten mit 
diesen in einen Dialog treten, ihnen verdeutlichen, dass das keine Zukunftstechnologie ist.  
 
Am 12. Juli findet in Paris eine Anti-AKW Demonstration statt. Cecile Lecomte wird sich um 
private Übernachtungen in Paris kümmern.  
Anmeldungen und Preisinformation unter:  
buero@bi-luechow-dannenberg.de  
 
Auch von Finnland und Schweden will man mit einer Delegation nach Paris kommen.  
 
Die finnischen Umweltschützer würden sich sehr freuen, wenn auch von deutschen 
Umweltschützern Einwendungen gegen die Neubaupläne gestellt werden würden. Diese 
würden dann ebenfalls auf die Homepage des Umweltministeriums gesetzt werden.  
 
Die schwedischen Umweltschützer sind sehr an Informationen über Aktionen gegen 
Vattenfall interessiert, die in anderen Ländern laufen. Dies wäre für den eigenen Kampf sehr 
hilfreich.  
Die Schweden werden eine Delegation nach Krümmel schicken, wenn dort gegen das 
Wiederanlaufen des Reaktors protestiert werden wird.  
 
2009 wird in Schweden eine große Anti-AKW-Konferenz stattfinden.  
„Wir in Schweden brauchen eure Hilfe.“  
 
Unsere Kontakte nach Russland klappen gut. Nach dem Vorbild dieses Kontaktes müssen wir 
uns international in Länder stärker vernetzen, zu denen wir bisher nicht viele Kontakte haben, 
z.B. nach England. Wenn man sich die Webseite von Urenco ansieht, sieht man, wo die alles 
ihre Kunden haben. In England will man 10 AKWs bauen.  
 
Nächstes Jahr werden Castoren in Ahaus erwartet. Die ersten Auftaktkundgebungen dagegen 
sollen in Südwestdeutschland beginnen. Wir müssen die Zusammenarbeit mit den 
süddeutschen Gruppen verstärken.  
 
Akw Lingen, Am 20. Mai wird der 20. Jahrestag der Eröffnung gefeiert. Feiern wir mit? 
 
Im September gibt es in Biblis eine Katastrophenschutzübung. Das sollten wir nutzen.  
 
Die Atomwirtschaft wird den Atommüll immer mehr internationalisieren. Wir müssen uns 
darauf einstellen und selbst unsere internationale Vernetzung ausbauen.  
 
Offensichtlich will man den HTR weltweit exportieren, und da sind natürlich erhöhte Werte 
von Kinderkrebs in der Umgebung des HTR keine gute Werbung.  
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Die NRW Landesregierung will wieder in die Thorium-Technologie einsteigen. Wir sagen 
Nein.   
 

* ********************  

Abschlusserklärung der Anti-Atom Frühjahrskonferenz 2008 
 
Anti-Atomkraft-Bewegung international gut vernetzt!  
Bundesweite Konferenz in Ahaus zeigt neuen Schwung!  
 
Vom 2.-4. Mai 2008 trafen sich rund 150 AtomkraftgegnerInnen aus ca. 40 Orten in 
Deutschland sowie aus Russland, Finnland, Schweden, Ungarn, Frankreich und den 
Niederlanden zur Frühjahrskonferenz der Anti-Atomkraft-Bewegung im westfälischen Ahaus. 
Dabei diskutierten die TeilnehmerInnen lebhaft und engagiert den derzeitigen Stand ihrer 
Arbeit und entwickelten Zukunftsstrategien. Die TeilnehmerInnen forderten vor allem den 
sofortigen Atomausstieg und die Zerschlagung der marktbeherrschenden Atomkonzerne. 
Trotz zahlreicher Pannen und monatelanger Ausfälle will die Atomindustrie ihre minimalen 
Ausstiegszusagen einkassieren und ihre Atommeiler auf Dauer weiter betreiben. Das werden 
wir nicht hinnehmen. 
 
Atomkraft ist unverantwortlich und gefährlich, Atomkraft tötet. Das belegt u. a. die 
Kinderkrebsstudie zu Leukämiefällen im Umkreis von AKW. Ausdrücklich kritisierten die 
TeilnehmerInnen die Versuche der Atomkonzerne EON, RWE, EnBW und Vattenfall, die 
Laufzeiten der AKW Brunsbüttel, Biblis, Philippsburg und Neckarwestheim zu verlängern 
sowie in verschiedenen europäischen Ländern neue AKW zu bauen. Die sog. Renaissance der 
Atomkraft ist eine Geisterdebatte der Atomindustrie, um ihre Profitinteressen auf Jahrzehnte 
zu sichern. Dagegen werden wir entschieden und grenzüberschreitend Widerstand leisten. 
 
Im Mittelpunkt der Diskussion standen die katastrophalen Bedingungen des weltweiten 
Uranabbaus, die dubiosen Finanzierungsmethoden der Atomindustrie und eine Kritik an der 
verharmlosenden Interpretation der bundesweiten Kinderkrebsstudie zu Leukämiefällen an 
Atomkraftwerken. Auch die vielen Diskussionsbeiträge der TeilnehmerInnen machten 
deutlich, dass Atomkraft weder sauber, noch billig noch klimafreundlich ist. Diese Parolen 
der Atomenergiekonzerne sind reine Luftblasen, um die Öffentlichkeit auf Pro-Atomkurs zu 
bringen. 
1. Konkret ruft die Anti-Atom-Konferenz dazu auf, am 26./27. Mai in Hamburg gegen die 
Tagung des Deutschen Atomforums zu demonstrieren.  
2. Geplant sind Aktionen, um die Wiederinbetriebnahme des AKW Krümmel bei Hamburg zu 
verhindern. Das AKW liegt nach dem schweren Störfall im Juni 2007 noch immer still. Das 
AKW Krümmel und auch das AKW Brunsbüttel dürfen nicht wieder ans Netz! 
3. Am 20. September findet ein europaweiter Uranaktionstag statt. Schwerpunkte sind neue 
Uranabbauprojekte in Schweden, Finnland und Ungarn sowie Urantransporte von Frankreich 
nach Gronau und von Gronau nach Russland. Anstatt die Urananreicherungsanlage in Gronau 
auszubauen, muss diese umgehend stillgelegt werden. 
4. Die internationale Vernetzung der Anti-Atomkraft-Bewegung soll durch regelmäßige 
Treffen und gemeinsame Aktionen ausgebaut werden. Ziel ist es u. a. zu verhindern, dass 
EON und RWE in Finnland, Bulgarien, im Baltikum und in Großbritannien neue AKW 
bauen. Wir werden auch den Kampf gegen das französische AKW-Projekt Flamanville 
unterstützen. 
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5. Wir rufen zum Stromwechsel mit konsequenter Nutzung regenerativer und dezentraler 
Energieversorgung auf. 
6. Gegen den nächsten CASTOR-Transport ins Wendland im Herbst sowie gegen die 
geplanten Atommülltransporte nach Ahaus wurde ebenfalls bunter und vielfältiger 
Widerstand angekündigt. 
7. Eine sichere Endlagerung ist nicht möglich. Das zeigt sich in Deutschland am Schacht Asse 
II und in Morsleben besonders deutlich. Wir lehnen die Endlagerprojekte Gorleben und 
Schacht Konrad entschieden ab, da sie eine sichere Entsorgung des Atommülls vorgaukeln 
sollen. Das gilt auch für die weltweiten Endlagerprojekte weltweit. 
8. Die anwesenden Initiativen unterstützen die Aktion des zivilen Ungehorsams „Gemeinsam 
für den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland“ am 30. August 2008 am Fliegerhorst 
Büchel. 
9. Wir fordern, auch die stillgelegten Atommeiler und alle anderen Atomanlagen die 
Kinderkrebsstudie einzubeziehen. 
 
Aufgrund der derzeitigen scharfen Atomdebatte findet die nächste bundesweite Anti-
Atomkonferenz bereits vom 5.-7. September 2008 in Braunschweig statt. 
 
Ahaus, 4.Mai 2008  
Die TeilnehmerInnen der bundesweiten Frühjahrskonferenz der Anti-Atomkraftbewegung 
 
Medi en- Ber i cht er st at t ung r und um di e Konf er enz:  

Münst er l and Zei t ung,  Ahaus:  
ht t p: / / www. muenst er l andzei t ung. de/ l okal es/ ahaus/ ahl o/ ar t 977, 250367 

Taz:  ht t p: / / www. t az. de/ 1/ zukunf t / umwel t / ar t i kel / 1/ er f ol gr ei ch- gegen-
at omt r anspor t e/ ?sr c=HL&cHash=e5b547a852  

Den Ar t i kel  f i nden Si e unt er :  ht t p: / / www. j ungewel t . de/ 2008/ 05- 06/ 033. php 

Den Ar t i kel  f i nden Si e unt er :  ht t p: / / www. j ungewel t . de/ 2008/ 05- 03/ 046. php 

http://www.wdr.de/themen/politik/nrw03/kernreaktor/080504.jhtml?rubrikenstyle=politik 

weitere Infos unter www.sofa-ms.de   www.bi-ahaus.de  www.contratom.de 

Bericht von: 
Bernhard Clasen 
Ludwigstr. 14 
41061 Mönchengladbach 
T.: 02161 / 205013 
Fax: 02161 / 204056 
E-Mail: Bernhard@Clasen.net  
http://www.clasen.net  
Dieser Bericht ist abrufbar unter:  
http://www.clasen.net/GRUND/ahaus.pdf 
Sicherlich habe ich das eine oder andere vergessen, möglicherweise nicht richtig 
wiedergegeben etc. Für Kritik und Ergänzungsvorschläge bin ich jedenfalls sehr dankbar.  
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DAS PORTRÄT: Raschid Alimow von „ Bellona“  (St. Petersburg) 
 
Geigerzähler und Notebook gehören zum festen Bestandteil des Umweltjournalisten Raschid 
Alimow, wenn sich der 28-jährige Journalist und Mitarbeiter der russisch-norwegischen 
Umweltgruppe Bellona von seinem Heimatort St. Petersburg auf den Weg macht.  
 
Der Journalist, von seiner Ausbildung Historiker arabischer Sprachen, hatte mehrere Jahre als 
Journalist, u.a. für die Nachrichtenagentur „ Interfax“ , gearbeitet, bevor er sich 2001 mit dem 
Unglück des Unterseebootes „Kursk“  ökologischen Fragen widmete.  
 
Und hier gilt sein besonderes Interesse der Problematik der Atomenergie und der damit 
verbunden Transporte von radioaktivem Müll. Als er im Juli 2006 von einem Brand 
radioaktiver Briketts in der geschlossenen Stadt Lesnoe am Ural erfahren hatte, machte er sich 
sofort mit seinem Kollegen von der Umweltorganisation „Ecodefense“ , Vladimir Slivjak, auf 
den Weg in die geschlossene Stadt. Den beiden war es 
tatsächlich gelungen, eine Genehmigung zum Betreten 
der Stadt zu erwirken.  
 
Doch aus der versprochenen Offenheit wurde nichts. 
Zwar konnten die Ökologen u.a. mit dem leitenden 
Amtsarzt der Atomstadt, Jewgenij Miroschkin, 
Sicherheitschef Iwan Baranow, und Wiktor Korenew, 
dem Leiter der Rechtsabteilung, sprechen.  
Doch ihre Hoffnungen, mehr über den Brand der Uran-
238-Briketts in der Stadt Lesnoj vom 3. Juli zu erfahren, 
erfüllten sich nicht.  
Von Glasnost sei nichts zu spüren gewesen, so Alimow. 
Sofort am Kontrollposten am Eingang der geschlossenen Stadt hatten sie ihre Notebooks 
abgeben müssen.  
Und die Gespräche mit den Verantwortlichen waren inhaltsleer, kritische Fragen wurden 
abgeblockt. Fragen zur Informationspolitik während des Brandes, der Strahlenmessungen und 
Umweltschäden wurden nicht beantwortet. Als die Umweltschützer Bodenproben entnehmen 
wollten, wurden sie daran gehindert. 
„Wir durften nicht einmal einen Blick auf das Areal werfen, auf dem am 3. Juli  2006 die 
Uranbriketts gebrannt hatten“.  
 
So wird es wohl noch sehr lange dauern, bis man weiß, was sich wirklich am 3. Juli 2006 in 
der geschlossenen Stadt „Lesnoe“ abspielte.  
 
Frustration ist leider das tägliche Brot des Umweltschützers. So waren bei einem Unfall am 
Atomkraftwerk von Leningrad 1973 über fünfzig Arbeiter verstrahlt worden. Der Reaktor in 
der Nähe von St. Petersburg ist das gleiche Modell wie der Tschernobyl-Reaktor. Und obwohl 
der Unfall über dreißig Jahre vergangen ist, weigern sich die Behörden, die Unterlagen hierzu 
zu veröffentlichen. Raschid Alimow und die Juristen von „Bellona“  arbeiten daran, dass dies 
nicht so bleiben wird.  
 
Seit drei Jahren unterhält Raschid Alimow, dessen Vorfahren aus Tatarstan stammen, und der 
fließend deutsch und englisch spricht, engen Kontakt zur deutschen Anti-Atom-Bewegung. 
Und so organisiert er jedes mal „Begrüßungsaktionen“ , wenn wieder einmal ein Schiff mit 

 
 

Raschid Alimow, St. Petersburg 
Photo: bc 
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abgereichertem Uran aus Deutschland den Hafen von St. Petersburg erreicht hat, misst mit 
seinem Geigerzähler die strahlende Ladung aus Deutschland, berichtet dann über den 
„Bellona“ -Web-Server, für dessen russische Seite er verantwortlich ist, über die Proteste. 
Dass diese Aktionen in St. Petersburg überhaupt stattfinden können, ist nur der 
ausgezeichneten Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen deutscher und russischer Anti-
AKW-Bewegung zu verdanken.  
 
Mehrfach war Alimow bei Anti-AKW-Aktionen in St. Petersburg von der Miliz 
festgenommen und mehrere Stunden festgehalten worden. Doch dies hindert den 
Umweltjournalisten und Vater eines dreijährigen Sohnes nicht, weiter mit Geigerzähler, 
Notebook und Megafon in der Hand gegen Atommüllimporte aus Deutschland zu 
protestieren.   
 
bc 
 


